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I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Mit der vorliegenden GWB-Novelle sollen im Hinblick auf die zunehmende 
Digitalisierung der Wirtschaft eine wirksame Fusionskontrolle und der Schutz 
vor Missbrauch von Marktmacht sichergestellt werden. Die Novelle erweitert 
zudem den Handlungsspielraum von Presseunternehmen. Darüber hinaus wird 
die Richtlinie 2014/104/EU in nationales Recht umgesetzt. Die Umsetzung der 
Richtlinie soll dazu beitragen, dass Unternehmen und Verbraucher effektiver 
Schadensersatzansprüche durchsetzen können, wenn sie durch einen 
Kartellverstoß geschädigt wurden. Die Einführung einer unternehmens-
bezogenen Sanktion soll sicherstellen, dass Kartellrechtsverstöße effektiv und 
nachhaltig verfolgt werden können. Es soll wirksam verhindert werden, dass 
Unternehmen kartellrechtliche Geldbußen in Millionenhöhe durch nachträgliche 
Vermögensverschiebungen und Umstrukturierungen vereiteln. 

Der Bundesrat hatte bereits am 25. November 2016 im so genannten Ersten 
Durchgang zu dem ursprünglichen Gesetzentwurf der Bundesregierung Stellung 
genommen. 

Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf am 9. März 2017 mit einigen 
Ergänzungen  angenommen. Diese betreffen unter anderem folgende Bereiche: 

- Das Bundeskartellamt kann künftig auch Anhaltspunkten für mögliche 
Verstöße gegen verbraucherrechtliche Vorschriften nachgehen. 

- Für Fusionen von Dienstleistungsunternehmen des Sparkassen-Verbundes 
werden Erleichterungen vorgesehen. 

- Das Verfahren zur Erteilung einer Ministererlaubnis bei Fusionen wird 
näher geregelt. Grundsätzlich gilt eine Ministererlaubnis zukünftig als 
abgelehnt, wenn eine entsprechende Verfügung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie den antragstellenden Unternehmen nicht innerhalb 
von sechs Monaten zugestellt wird. Ferner wird eine Ermächtigungs-
grundlage zum Erlass von Leitlinien für das Verfahren aufgenommen. 
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II. Empfehlung des Wirtschaftsausschusses 

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen 
Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen. 


